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Für uns als Arbeiter:innen und Jugendliche ist die neue Bundesregierung
sicherlich kein Grund zur Freude. Mit Friedrich Merz haben wir jetzt einen
Kanzler, der überhaupt keinen Hehl daraus macht, dass er Politik für „die
deutsche Wirtschaft“ aka die Reichen, und damit gegen uns, machen will. Mit
seiner  „Agenda 2030“  plant  Merz  und seine  Lobbyisten-Regierung einen
Generalangriff, der mindestens so massiv auszufallen droht wie die Agenda
2010. Reallöhne sollen sinken, Arbeitsschutz aufgeweicht werden. Alles, was
nützlich  für  uns  ist,  wird  zugunsten  der  Deutschen  Kriegstüchtigkeit
weggekürzt.  Doch  es  gibt  Hoffnung!  Denn bei  der  Wahl,  die  Merz  zum
Kanzler machte, konnte auch die Partei „die Linke“ überraschende 9 Prozent
gewinnen.

Diese Wahl stand trotz alledem im Zeichen des Rechtsrucks: Die AfD holte
Rekordzahlen, wurde im Osten stärkste Kraft mit zehn Millionen Stimmen.
Die CDU mimte das „demokratische“ Ebenbild, SPD und Grüne wiederholten
das Mantra vom „Migrationsproblem“ statt über Löhne, Krieg oder Klima zu
reden. Friedrich Merz wollte mit FDP- und notfalls AfD-Stimmen ein brutales
Anti-Flüchtlingsgesetz  durchpeitschen  und  scheiterte  dabei  krachend  an
Abweichlern in den eigenen Reihen. SPD und Grüne empörten sich, buhlten
aber weiterhin um Koalition und Regierungsbeteiligung auf Bundesebene mit
Merz. Allein Die Linke stellte sich quer, mobilisierte auf der Straße, gewann
Momentum und katapultierte sich plötzlich von 5 auf fast 9 Prozent sowie
sechs Direktmandate. Wie es dazu kommen konnte? Es gelang der Partei sich
zum Ventil  aller  zu  machen,  die  den  Rechtsruck  nicht  mehr  hinnehmen
wollten,  insbesondere  in  der  Jugend.  Die  Linkspartei  wurde  eben  dafür
gewählt: Einen Pol zu schaffen, der den Rechtsruck nicht nur nicht mitgeht,
sondern  ihm,  im  Parlament,  auf  der  Straße  und  notfalls  auch  auf  den
Barrikaden, entgegentritt. Doch wie sieht die Realität aus? Erfüllt die Linke
diese Erwartungen?
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Die  Linke  und  die  Regierung  Merz  –  Eine  wenig  rühmliche
Zwischenbilanz

Bisher  leider  eher  nicht.  Zwar  spricht  sich  die  Linke  noch immer recht
deutlich gegen die Politik der Merz-Regierung aus, aber ihren Handlungen
merkte man das wenig an. So als Merz im ersten Wahlgang scheiterte und es
auf die Stimmen der Linken ankam, ob ein weiterer Wahlgang am selben Tag
standfinden kann oder nicht. Dabei entschied sich die Linke dagegen, eine
Partei  des  grundlegenden  Widerstands  zu  sein  und  Merz  tagelang  zum
Zappelkanzler zu machen, sondern für die „staatspolitische Verantwortung“.
Daraufhin freute man sich gar darüber, dass die CDU nun doch mit einem
reden musste (die CDU hat eine Unvereinbarkeit mit der Linkspartei). Noch
schlimmer war die Zustimmung der Regierungsfraktionen der Linkspartei
aus  Bremen  und  Mecklenburg-Vorpommern  zu  den  500  Milliarden
Kriegskrediten für die Aufrüstung der Bundeswehr. Gegen den Beschluss der
Bundestagsfraktion, diese konsequent abzulehnen. Zwar gab es dagegen viel
Kritik aus der Partei, Konsequenzen blieben jedoch aus.

Der  Grund  hierfür  ist  relativ  eindeutig:  Zwar  ist  der  Flügel  der
Regierungs“sozialist:innen“  durch  die  Krise  der  vergangenen  zwei  Jahre
stark geschwächt, jedoch noch immer noch präsent und ideologisch stark,
denn dieser Flügel bestimmt mit der Ausrichtung auf Regierungsbeteiligung
und  staatspolitischer  Verantwortung  ja  das  reformistische  Ziel.
Währenddessen  reden  die  Bewegungslinken  vor  allem  über  angewandte
Taktiken und merken ansonsten am Rande an, gerne das Korrektiv in der
Opposition spielen zu wollen. Und um „regierungsfähig“ zu sein, ist man in
diesem Teil der Partei bereit, sämtliche Prinzipien über Bord zu werfen. Und
dazu wirft man sich dann auch Friedrich Merz, der bereit war mit der AfD zu
paktieren, an den Hals so wie Grüne und SPD. Das zeigt vor allem eines
deutlich: Nämlich, dass der Flügelkampf nicht vorbei ist, nicht vorbei sein
darf. Im Gegenteil muss er jetzt umso härter geführt werden, damit die Linke
in der Lage ist die Funktion auszuüben, für die sie gewählt wurde. Das ist ein
schwieriger Weg, denn Opportunismus und Verrat ist fest integriert in den
Charakter einer reformistischen Partei, deren Ziel eben nicht grundsätzlich
der  Sozialismus  ist,  sondern  Reformen  im  Rahmen  des  kapitalistischen



Systems.  Und  daraus  folgt  dann  die  Logik,  dass  man  schon  selber
mitregieren  muss,  will  man diese  erreichen.  Doch  die  aktuelle  Situation
bietet  durchaus  Chancen,  damit  zu  brechen,  denn  die  Linke  hat  die
historische  Möglichkeit  sich  grundsätzlich  neu  aufzustellen.  Von  den
inzwischen über 100.000 Mitgliedern (Rekord in der Parteigeschichte) sind
rund die Hälfte im letzten Jahr eingetreten. Und die meisten wohl eben nicht,
um möglichst bald Teil einer etwas linkeren Ampelkoalition mit zwei roten
und einem grünen Blinker zu werden. Doch das wirft eigentlich erst recht
viele Fragen auf.

Was muss die Linke jetzt tun?

Zunächst einmal muss klar sein, dass der Kampf nach der Wahl nicht endet,
sondern im Gegenteil erst so richtig beginnt. Es ist bereits im Organizing-
Wahlkampf und im eisigen Riesa klargeworden, dass es konkrete Aktionen
sind, die dafür sorgen, dass die Linke an Einfluss, hier in Form von Stimmen,
gewinnt. Das muss nun auf den Parteialltag übertragen werden. Die neuen
Genoss:innen  müssen  in  Basisstrukturen  organisiert  werden,  in  ihren
Vierteln und Dörfern, aber auch in ihren Betrieben, in ihren Universitäten
und ihren Schulen. Wir müssen es schaffen, an diesen Orten linke Strukturen
aufzubauen, die gegen das Scheißsystem von dort aus aufbegehren, wo es
uns hinverweist! Und von da aus dann den Widerstand organisieren! Es gilt
als Linke auf die Straße zu stattfindenden Kämpfen zu mobilisieren. Ein sehr
positives  Beispiel  dafür  ist  die  Basisorganisation (BO) Wedding,  die  eine
starke  Demonstration  durch  Berlin-Wedding  initiierte,  um  gegen  die
Umstellung  des  Pierburg  Werks  auf  Rüstungsproduktion  zu  protestieren.
Auch muss die Partei sich selber in laufende Bewegungen einbringen, so wie
es die LAG Palästina Solidarität in Berlin tut.  Dabei mitarbeiten und die
eigenen Kräfte dorthin mobilisieren, aber gleichzeitig auch aktiv versuchen,
bestehende Bewegungen wie die Palästina-Solidarität, Antifaschismus oder
die Klimabewegung, mitzugestalten, und zu einer gemeinsamen Bewegung
gegen den Deutschen Imperialismus und seine Regierung zu vereinen! Auch
muss die Linke eine starke Opposition in den Gewerkschaften aufwerfen,
gegen den bürokratischen Kurs der  Beibehaltung der Sozialpartnerschaft
und  gegen  den  staatstragenden  Kurs.  Und  hin  zu  Gewerkschaften,  die



kämpfen und durch ihre Basis statt der Bürokratie getragen werden! Und
zwar auch mit politischen Streiks gegen die Regierung Merz! Dabei hat die
Linke die Macht, zum Motor einer ganzen Massenbewegung zu werden, was
sie  bereits  in  den  Anti-AfD  Protesten  Anfang  des  Jahres  ein  Stück  weit
bewiesen hat. Sie muss ihre Kraft nur nutzen, ihre 100.000 starke Basis in
den Kampf mobilisieren. Das könnte aber auch die Basis und die aktivierten
arbeitenden  Massen  zum  Motor  eines  neuen  klassenkämpferischen
Aufschwungs bedeuten, die über die kleinlauten Forderungen der Linkspartei
hinauswächst.

Wenn die Linkspartei einen solchen Kurs fahren würde, dann könnte sie die
Aufgabe übernehmen, die das Proletariat, die Jugend und alle Unterdrückten
in Deutschland so dringend brauchen: Eine Führung im Kampf um die Macht
gegen das Kapital.

Das entscheidende Problem ist hierbei jedoch das Programm der Linkspartei.
Dieses ist im Kern reformistisch und damit an die enggesteckten politischen,
juristischen, nationalstaatlichen und vor allem wirtschaftlichen Grenzen des
Systems in der BRD gekettet. Wir dürfen uns also keine Illusionen in die
Führung der Linkspartei machen, die folgerichtig kein Interesse hat, eine
solche Kraft zu sein und ein solches Programm zu vertreten. Daran, dass
Bodo Ramelow und Gregor Gysi das System mitverwalten und nicht stürzen
wollen, besteht kein Zweifel. Und genau deshalb ist es ein revolutionäres
Programm,  das  wir  aufwerfen  müssen,  um  in  der  Partei  diejenigen
Genoss:innen zu mobilisieren, die mehr wollen, als für Wahlen an Haustüren
klingeln  und  dann  resignieren,  wenn  die  Parteiführung  mal  wieder  ihre
Wahlversprechen bricht, um für Sozen und Grüne „regierungsfähig“ zu sein.
Wir wollen mobilisieren für eine Revolutionäre Fraktion in der Linkspartei,
die für eine echte Revolutionäre Partei kämpft, die aber auch im richtigen
Moment  mit  der  Linkspartei  bricht!  Denn  so  eine  Revolutionäre  Partei
brauchen wir,  um den Kampf  gegen die  Regierung Merz  konsequent  zu
führen! Und damit verbunden den Kampf gegen den gesamten Kapitalismus!


